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Tornesch, 6.04.2017

Die FDP-Fraktion beantragt fristgerecht nach 86 (5) Geschaftsordnung der
Ratsversammlung Tornesch, folgenden Tagesordnungspunkt auf die Hauptausschuss
Sitzung am 24.04.2017 zu setzen:

Prufung Antragsrecht und Ordnungsruf - Bauausschuss vom 03.04.2017

Unter dem Tagesordnungspunkt wird die Verwaltung aufgefordert, folgende Sachlage und
Fragen selbst oder extern rechtlich zu prifen:

1. Ist es den Fraktionen méglich in jedem Ausschuss Antrage zu stellen?
(815 (3) Geschaftsordnung der Ratsversammlung Tornesch)

2. Wenn ja. Der Antrag der FDP-Fraktion zum Bauausschuss am 3.04.17 wurde durch
den Vorsitzenden als nicht gestellt bezeichnet. Entspricht dieses Handeln des
Bauausschussvorsitzenden der Geschéaftsordnung und Gemeindeordnung?

3. Sind emotionale, aber nicht beleidigende AuRerungen eine Grundlage fiir einen
Ordnungsruf nach 823 (842GO) Ges.d.Rv.T.?

4. Wie ist damit umzugehen, wenn sich nun herausstellen sollte, dass Fehler im
Sitzungsablauf begangen wurden?

5. Das Allris soll die Kommunalpolitiker umfanglich mit allen Unterlagen versorgen.
Warum werden schriftlich eingereichte Antradge und Anfragen nicht ins Allris
gestellt?

Mit freundlichem Gruf3

Gunnar Werner
Fraktionsvorsitzender
FDP Tornesch



Bliro des Blirgermeisters Tornesch, den 20. April 2017
-Buroleitung-

Antrag der FDP-Fraktion auf Priifung Antragsrecht und Ordnungsruf —
Bauausschuss vom 03.April 2017- zum Hauptausschuss am 24. April 2017

Zu Frage 1: Ist es den Fraktionen maglich in jedem Ausschuss Antrage zu stellen (§ 15 Abs.
3 Geschéaftsordnung der Ratsversammlung Tornesch)?

Die Geschaftsordnung regelt die Angelegenheiten der Ratsversammlung. Gem aR § 31 der
Geschaftsordnung gilt sie sinngemaR auch fir die Ausschiisse, soweit gesetzlich nicht etwas
anderes geregelt ist. Der besagte Antrag, der sich auf einen Tagesordnungspunkt des
Bauausschusses vom 03.04.2017 bezog, wurde im Namen der Fraktion vom
Fraktionsvorsitzenden unterschrieben und eingereicht. Der Fraktionsvorsitzende ist nicht
Mitglied des Bau- und Planungsausschusses. Es ist nunmehr zu priifen, ob die Fraktion
antragsberechtigt war. Dem miisste hoherrangiges Recht als die Geschaftsordnung
entgegenstehen. Hier ist die Gemeindeordnung —GO- zu prifen.

§ 46 GO regelt regelt die Wahl, die Zusammensetzung und die Geschaftsordnung der
Ausschisse. Abs. 9 besagt, dass Gemeindevertreter/innen, die nicht Mitglied der Ausschiisse
sind, an den Sitzungen der Ausschiisse teilnehmen kénnen (Teilnahmerecht). lhnen ist auf
Wunsch das Wort zu erteilen (Rederecht)... Ein Antrags- und Stimmrechtrecht haben sie
ausdriicklich nicht. Somit hatte der Fraktionsvorsitzende kein Antragsrecht fir den Bau- und
Planungsausschuss.

Nunmehr ist noch zu prifen, ob die Fraktion ein Antragsrecht im Ausschuss hat. GemaR § 32
a GO konnen sich Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter durch Erklarung
gegenuber dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu einer Fraktion zusammen
schlieBen. Im rechtlichen Sinne gehoren biirgerliche Ausschussmitglieder nicht zu einer
Fraktion. Dies wird in der Praxis haufig anders gesehen, dandert aber nichts an der rechtlichen
Situation. Das blirgerliche Ausschussmitglied im Bau- und Planungausschuss gehort nicht der
Fraktion im rechtlichen Sinne an. In der Kommentierung von Klaus-Dieter Dehn zu § 32 a GO
fihrt er u.a. an ,Ublicherweise wird davon ausgegangen, dass die Fraktionen auch das Recht
haben, in Sitzungen der Gemeindevertretung Beschlussantradge zu stellen. Tatsachlich raumt
die GO ihnen dieses Recht nicht ein; das ist jedoch unschadlich, weil jede/r
Gemeindevertreter/in Antragsrechte besitzt.”

In diesem Fall, wie es dann auch geschehen ist, ist der Antrag durch ein Mitglied des Bau-
und Planungsausschusses zu stellen gewesen.

Zu Frage 2: Wenn ja. Der Antrag der FDP-Fraktion zum Bauausschuss am 03.04.2017 wurde
von dem Vorsitzenden als nicht gestellt bezeichnet. Entspricht dieses Handeln des
Bauausschussvorsitzenden der Geschaftsordnung und Gemeindeordnung:

Die Antwort entfallt im Prinzip. Die Verwaltung hatte sich aber lieber eine pragmatischere
L6ésung gewlinscht.



Zu Frage 3: Sind emotionale, aber nicht beleidigende AuRerungen eine Grundlage fiir einen
Ordnungsruf nach § 23 Geschéaftsordnung (§ 42 GO)

Nach unserer Geschaftsordnung kann die oder der Vorsitzende einen Redner, der von der
Sache abschweift, ,,zur Sache” rufen. Das Gleiche steht in der GO. Auch hier kann auf die
Kommentierung zurlick gegriffen werden. Der Vorsitzende hat die VerhaltnismaRikgkeit
individuell zu prifen . Der Kommentator Klaus-Dieter Dehn hierzu: ,,Ein Ordnungsruf kann
besipielsweise erteilt werden, wenn die betreffende Person durch ihr Verhalten oder durch
ihr Benehmen die Arbeit der Gemeindevertretung so nachhaltig stort, dass die durch
gegenseitiger Achtung gepragten Prinzipien der Arbeit einer Volksvertretung in Frage
gestellt werden. Zu einem Ordnungsruf berechtigen insbesondere ehrverletzende
AuRerungen, das Zeigen von Transparenten im Sitzungssaal oder das Tragen von Aufklebern
mit allgemeinpolitischen Aussagen. ............ So enspricht es dem Brauch in Volksvertretungen,
dass Zwischenrufe und Beifallsbekundungen im bestimmten Umfang geduldet werden. Bei
Wortbeitragen von Gemeindevertretern ist deren Meinungsfreiheit zu bericksichtigen. Dies
gilt auch fiir AuBerungen, in denen die Auffassung oder das Verhalten anderer bewertet
werden.”

Da die Unterzeichnerin nicht selber an der Sitzung des Bau- und Planungsausschusses
teilgenommen hat, kann der Sachverhalt von ihr nicht beurteilt werden.

Zu Frage 4: Wie ist damit umzugehen, wenn sich nun herausstellen sollte, dass Fehler im
Sitzungsablauf begangen wurden.

Fehler sind nur dann bedeutsam, wenn sie eine unmittelbare oder mittelbare AuRenwirkung
entfalten. Dies trifft auf abschlieRende Beschliisse zu. Wenn alle Formalien eingehalten
worden sind (Form- und fristgerechte Einladung zur Sitzung, Tagesordnung,
Beschlussantrage, eindeutiger Beschlussvorschlag, Abstimmung etc. ) sind Beschliisse
ordnungsgemal zu stande gekommen. Verletzt ein Beschluss das Recht, so hat ihm
Blrgermeister zu widersprechen. (§ 46 Abs. 12 i.V.m. § 43 Abs. 1). Sollte der Biirgermeisters
dieses aus irgendwelchen Griinden nicht tun, so besteht u.U. auch die Méglichkeit einer
Teilorganklage vor der Verwaltungsgerichtsbarkeit.

MaRgebliche Fehler sind aus der Niederschrift des Bau- und Planungausschusses vom 03.
April 2017 nicht ersichtlich.

Zu Frage 5: Das Allris soll die Kommunalpolitiker umfanglich mit allen Unterlagen
versorgen. Warum werden schriftlich eingereichte Antrage und nicht ins Allris eingestellt?

Es ist richtig, es gibt nur ein Informationsmedium fiir die Ratspolitik, namlich das
Ratsinformationssystem. Es ist auch richtig, dass die Verwaltung nachtraglich eingereichte
Unterlagen noch nicht stringend genug im Ratsinfo hochladt. Insofern ist die Kritik
berechtigt. Hierauf werden die Kolleginnen und Kollegen noch mal hingewiesen. Den
Kommunalpolitikern wird demachst die Moglichkeit eréffnet, Antrage und Anfragen dirket
Uber Allris zu stellen.

LA,

Gez. Inga Ries



	Vorlage
	Anlage  1 FDP-Antrag zum HA 24.04.2017
	Anlage  2 Prüfung Antragsrecht und Ordnungsruf -FDP-Antrag-

